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R üdigerl Soltwedel

Zum Einfluß sozialer Sicherung auf die Arbeitslosigkeit

Zur Relevanz des Problems

1. Die arbeitsmarktpolitische Diskussion ist in den letzten Jahren durch die
anhaltend hohe Arbeitslosigkeit zunehmend kontrovers und schärfer geworden.
In der theoretischen Makroökonomie schwelt der Streit über die Möglichkeiten
staatlicher Vollbeschäftigungspolitik, in der Mikrotheorie gerät die (neoklassi-
sche) preistheoretische Interpretation der Strukturprobleme auf dem Arbeits-
markt zunehmend in die soziologische und polit-ökonomische Kritik.
Dje__Frage nach negativen Rückwirkungen von sozialpolitischen Maßnahmen
der Tarifpartner oder des Staates zugunsten bestimmter Personengruppen auf
dejnuAi:beitsmarkt stößt in den wohl am härtesten umstrittenen Komplex der mi-
krotheoretischen Auseinandersetzung vor, in dem Politisierung und Emotionali-
sierung den Bedarf an vertiefter ökonomischer Analyse deutlich werden lassen.
Sozialpolitik sei hier definiert als Bündel von Maßnahmen zugunsten »schwa-
cher« Gruppen im politischen und ökonomischen System; hierunter fallen Maß-
nahmen des Staates mit Ge- bzw. Verbotscharakter (z.B. Beschäftigungsschutz-
gesetze) wie auch tarifpolitische Maßnahmen der Gewerkschaften und Arbeit-
geber (z.B. überproportionale Steigerungssätze in den unteren Einkommens-
gruppen). Sozialpolitische_Ziele lassen sich auf Dauer nur erreichen, wenn sie „
nicht_gegen-elementare Regeln der Funktionsfähigkeit des marktwirtschaftli- \
chen ̂ ystems_yerstoßen. Für dieses System hat die Flexibilität, der relativen ijj
Preise eine elementare Bedeutung. Sozialpolitische Maßnahmen können unter '.{
Umständen die Flexibilität der relativen Preise erheblich vermindern. Hierin !l
liegt einer der Konfliktbereiche zwischen sozialpolitischen Anliegen und markt-;1

wirtschaftlicher Realität.

2. Gleich zu Beginn soll klargestellt werden, daß im Theorienstreit weitgehend
Einigkeit darüber besteht, daß die Entstehung der Beschäftigungsprobleme in-
mitten der siebziger Jahre nicht in erster Linie auf sozialpolitische Maßnahmen
zurückgeführt werden kann. Die Liste der gewichtigen Ursachefaktoren müßte
den in seiner Härte und Konsequenz überraschenden Kurswechsel der Geldpoli-
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tik im Jahre 1973 enthalten, die explosionsartige Erhöhung des Rohölpreises
und rasante Preiserhöhungen auch bei anderen Rohstoffen ebenso wie den
durch die langwährende Unterbewertung der D-Mark zurückgestauten Wandel
der Produktionsstruktur; weiterhin wären zu nennen die zunehmende Konkur-
renzfähigkeit einer Reihe von Entwicklungsländern bei der Herstellung stan-
dardisierter Industrieprodukte und eine Lohnpolitik, die aus ihrem zyklischen
Muster ausgebrochen war mit der Folge einer erheblichen Verschiebung der
Knappheitsrelationen zwischen Arbeit und Kapital.

3. Die Argumentation richtet sich vielmehr darauf, daß die Ambivalenz sozial-
politischer Maßnahmen deutlich zutage tritt, nachdem das Szenario der Gestal-
tungsphase wichtiger Teile der arbeitsmarktrelevanten Sozialpolitik - die zweite
Hälfte der sechziger Jahre - einem fundamental veränderten gesamtwirtschaftli-
chen Szenario gewichen ist.

— In den sechziger Jahren war der Reallohn vor allem durch die Unterbewer-
tung der D-Mark und den Verzicht auf aggressive Lohnpolitik der Gewerk-
schaften relativ niedrig. Die Konsequenz war eine relativ hohe Arbeitskräfte-
nachfrage bei abnehmendem inländischen Arbeitskräftepotential. In dieser
Situation waren die Unternehmen bereit, Such- und Anpassungskosten zu
übernehmen, die bei der Ausweitung der Beschäftigung entstehen, auch die
Übernahme von Ausbildungskosten und die Kosten der Erschließung neuer
inländischer Arbeitskräftereserven erschien lohnend.

s— In den siebziger Jahren kam es nach sprunghafter Erhöhung des Reallohnni-
veaus zur Verhärtung der Verteilungskämpfe. In den Fällen, in denen Kosten
sozialpolitischer Maßnahmen zu Lasten der Unternehmen gingen, kam es zu
Anpassungsreaktionen. Die Unternehmen sahen sich gezwungen, »spitz zu
rechnen«, d.h. radikal Kostenzu senken. An die Stelle flexibler Anpassung der
Beschäftigungskosten trat aber die Absicherung des Anspruchsniveaus - mit
der Folge von Beschäftigungseffekten.

In einer Zeit, in der Arbeitskräfte knapp waren und ihr Entgelt offenbar unter
j dem Gleichgewichtsniveau lag, ließen sich die Kosten der Sozialpolitik ohne be-
I schäftigungsmindernde Effekte von den Unternehmen abwälzen. In einer Zeit
.1 aber, in der sich das Reallohnniveau über das Gleichgewichtsniveau sprunghaft
1 erhöht hat und gerade die Zielgruppen der Sozialpolitik reichlich verfügbar sind,
i reduzieren einerseits Unternehmen das Arbeitsplatzangebot, steigt andererseits

t' die Nachfrage nach Arbeitsplätzen stärker, als sie es sonst täte.
i
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fe
4. Zahlreiche Untersuchungen,1 insbesondere aus den USA, beispielsweise
über Mindestlöhne und über das »moral hazard« Problem, bestätigen die Ver- /
mutung, daß^gutgemeinte sozialpolitisch motivierte Maßnahmen in vielen Fällen',!
eher negative als positive Ergebnisse auf dem Arbeitsmarkt zeitigen. Offenbar« j
gibt es einen Zusammenhang zwischen Eingriffen in. den MarktmechanismusT
und der Struktur der Arbeitslosigkeit. Solche Eingriffe, meist zum Schutz von
Personengruppen mit einer relativ schlechten Wettbewerbsposition vorgenom-
men, führten in der Regel nicht dazu, daß die Beschäftigungsprobleme dieser
Gruppe beseitigt wurden; sie wurden im Gegenteil eher verschärft oder auf an-
dere, nicht geschützte Gruppen verlagert. Dies ist die Quintessenz einer Studie
über die Beschäftigungsprobleme in sechs Industriestaaten, die Soltwedel und
Spinanger für die Bundesanstalt für Arbeit angefertigt haben.2

5. Der theoretische Kern dieser Arbeiten ist eine mehr oder weniger modifi-
zierte »klassische« Preistheorie mit der Annahme, daß die Wirtschaftssubjekte
in ihrer Mehrheit danach streben, den größtmöglichen Vorteil (»comparative
net advantage«) zu realisieren, und auf Eingriffe in das Rentabilitäts(Nut-
zen-)gefüge eindeutig und vorhersagbar reagieren.

6. Die wichtigste Erweiterung des klassischen Modells, in dem Homogenität
des Faktors Arbeit sowie unendlich große Anpassungsgeschwindigkeit ange-
nommen wurden, dürfte die explizite Berücksichtigung von Informations- und
Anpassungskosten sein, die auf Stigler zurückgeht.3 Sie führte zur Übertragung
kapitaltheoretischer Überlegungen auf den Faktor Arbeit4 und zur Entwicklung
von Theorien über das Suchverhalten der Wirtschaftssubjekte. Nunmehr ließ
sich eine Reihe von Beobachtungen erklären, ohne grundlegend die Argumen-
tationsstruktur des »comparative net advantage« zu ändern, die Kritiker als
Marktversagen interpretieren und zum Anlaß nahmen, die Preistheorie als irre-

1 Vgl. dazu z.B. W. E. Williams, Government Sanctioned Restraints That Reduce Economic Oppor-
tunities for Minorities, Policy Review, No. 2, 1977, S. 6—26; M.S. Feldstein, The Effect of Unem-
ployment Insurance on Temporary Layoff Employment, in: H. Giersch (Hrsg.), Capital Shortage
and Unemployment in the World Economy, Symposium 1977, Tübingen 1978, S. 191-215; H.G.
Grubel, Soziale Sicherung und Weltinflation, Kieler Vorträge, N.F. 78, Tübingen 1974; D. Spinan-
ger, Social Legislation as a Cause of Unemployment. The Case of Minimum Wages in den United
States, in: H. Giersch (Hrsg.), a.a.O., S. 223-252 und die jeweils angegebene Literatur.

2 R. Soltwedel, D. Spinanger, Beschäftigungsprobleme in Industriestaaten, Forschungsauftrag der
Bundesanstalt für Arbeit, Beitrag Nr. 10, Nürnberg 1976, S. 292.

3 G.J. Stigler, The Economics of Information, Journal of Political Economy, Vol. 69 (1961).
S. 213-225.

4 G. Becker, Human Capital, New York, 1964; W. Oi, Labor as a Quasi-Fixed Factor of Production.
Journal of Political Economy, Vol. 70 (1962), S. 538-555; M.W. Reder, The Theory of Frictional
Unemployment, Economica, Vol. 36 (1969).



levant zur Erklärung realer Arbeitsmarktvorgänge zu verwerfen.5 Entlohnung
und Verwendung des Produktionsfaktors Arbeit werde — nach Meinung der Kri-
tiker — nicht über relative Preise gesteuert; es sei nicht einmal möglich, von
»dem« Produktionsfaktor Arbeit zu sprechen. Vielmehr sei der Arbeitsmarkt
zergliedert in voneinander fundamental unterschiedliche Segmente (in den
»primären« Arbeitsmarkt mit hochbezahlten sicheren Arbeitsplätzen und den
»sekundären« Arbeitsmarkt mit schlechtbezahlten instabilen Beschäftigungs-
verhältnissen). Beide Segmente würden voneinander verschiedene theoretische
Erklärungsmodelle erfordern, eine durchgängige, am Rentabilitätskalkül orien-
tierte Hypothese könne die Zergliederung des Arbeitsmarktes nicht erklären.
Die Komplexität der modernen Gesellschaft durch die zunehmende Rolle staat-
licher Regulierungen und das vermehrte Auftreten wettbewerbsfeindlicher In-
stitutionen erfordere andere als preistheoretische Erklärungsmodelle.

7. Das preistheoretische Argument zur Erklärung gruppenspezifisch unter-
schiedlicher Arbeitsplatzstabilität und unterschiedlichen Mobilitätsverhaltens
von Arbeitskräftegruppen lautet — grob gesprochen — folgendermaßen: Durch
den Wettbewerb besteht für die Unternehmen ein Zwang, Informations- und
Anpassungskosten niedrig zu halten; sie werden bei Beschäftigungsausweitun-
gen die Besetzung von verantwortungsvollen und qualifizierten Arbeitsplätzen
eher über interne »Hochqualifizierung« (upgrading) als über den externen Ar-
beitsmarkt abwickeln; lediglich die Zunahme weniger qualifizierter Arbeits-
plätze erhöht die Chancen für neue Arbeitskräfte. Der interne Arbeitsmarkt ist
gleichsam ein auf höhere Effizienz gerichtetes Instrument zur Absicherung von
Investitionen des Unternehmens in die Ausbildung von Arbeitskräften.6

Bei wirtschaftlichen Wechsellagen gehen beschäftigungspolitische Anpassungen
der Unternehmen zu Lasten der Arbeitskräfte, in deren Ausbildung wenig oder
gar nichts investiert worden ist und deren Wiedereinstellung relativ geringe Ko-
sten verursacht.

8. Die zentrale These bei der Analyse des Arbeitsmarktes geht davon aus, daß
die Beschäftigungspolitik der Unternehmen rentabilitätsorientiert ist; Verände-
rungen im Rentabilitätsgefüge verschiedener Arbeitskräftegruppen, d.h. Ände-
rungen im Verhältnis von Beschäftigungskosten und Erträgen, führen zu Ände-
rungen der Allokation (Rentabilitätshypothese).

5 Zu den Begründern der modernen »dual labor market theory« zählen P.B. Doehnger, M.Piore mit
ihrem Werk: Internal Labor Markets and Manpower Analysis, Lexington, Mass., 1971.

6 Vgl. dazu auch M.L. Wächter, Primary and Secundary Labor Markets: A Critique of the Dual Ap-
proach, Brookings Papers on Economic Activity, 3, 1974, S. 644.
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Setzt die Sozialpolitik den Hebel zur Erleichterung der Lage wirtschaftlich
»schwacher« Gruppen bei den Unternehmen an und bürdet ihnen die Anpas-
sungslasten auf, dann ist die Gefahr unerwünschter Nebeneffekte groß. Markt-
widrige Eingriffe verschärfen das Selektionsverhalten der Unternehmen, redu-
zieren unter Umständen das Arbeitsplatzangebot. So trägt die Sozialpolitik dazu
bei, die Segmentierung zu fördern. Augenfällig wird dies dann, wenn aus den so-
zialpolitischen Maßnahmen - noch einmal sei an die weite Definition von Sozial-
politik erinnert - zugleich eine beschleunigte Zunahme der Nachfrage nach Ar-
beitsplätzen (also des Arbeitsangebotes) resultiert.

Exemplarische Untersuchung der Auswirkung sozialpolitischer Maßnahmen auf
den Arbeitsmarkt

Lohnnivellierung und Beschäftigung

9. Nach dem langen und ausgeprägten Lohnlag nach der Rezession 1966/67
kam es in stärkerem Maße als früher zu üherpnjpj^j(^a^
bei.de^^njeren^jnkpmmensgjupgen. Auf dieser Beobachtung beruht die Hy-
pothese, daß sich die Lohnstruktur seit dem Ende der sechziger Jahre marktwi-
drig nivelliert hat, d.h. nicht die Entwicklung der tatsächlichen Verhältnisse der
Strukturänderungen von Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt reflek-
tiert.

10. Anpassungsprobleme für die Beschäftigung entstehen durch eine Nivellie-
rung der Lohnstruktur immer dann, wenn sie nicht in einer Verringerung der
Produktivitätsdifferentiale begründet ist: Die Beschäftigung der spezifischen
Branche wird weniger rentabel mit der Konsequenz, daß zum einen direkte ne-
gative Beschäftigungseffekte durch eine Abnahme des Arbeitsplatzangebots
und zum anderen ein zusätzlicher Anstieg der Arbeitslosigkeit durch eine Ange-
botszunahme infolge höherer Löhne zu erwarten ist.

11. Die empirische Überprüfung dieser Hypothesen wird dadurch erschwert,
daß in Bezug auf die Entwicklung der Lohnstruktur das detaillierte Datenmate-
rial im Rahmen der Gehalts- und Lohnstrukturerhebungen in der gewerblichen
Wirtschaft und im Dienstleistungsbereich auf die Jahre 1962,1966 und 1972 be-
schränkt ist; die laufenden Verdiensterhebungen für Arbeiter und Angestellte in
der Industrie und bei einigen Dienstleistungsbereichen decken zwar den Zeit-
raum 1960 bis 1978. Die grobrastrige Gliederung in lediglich drei Qualifika-
tionsgruppen für die industriellen Bereiche ist hier aber wenig befriedigend.
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Von größerem Gewicht allerdings dürfte sein, daß personengruppenspezifische
Produktivitäten und ihre Veränderungen statistisch nicht direkt erfaßbar sind.
Als Hilfsvariablen können Informationen über Richtung und ungefähres Aus-
maß der Veränderungen herangezogen werden, so z.B. die geschlechtsspezifi-
sche Entwicklung in der schulmäßigen und betrieblichen Ausbildung, trendmä-
ßige Veränderung im relativen Krankenstand.

12. In der Tat ist es zu einer »erfolgreichen« Lohnnivellierungstendenz ge-
kommen, zumindest in Bezug auf die Verringerung geschlechtsspezifischer
Lohnunterschiede.7 Dies läßt sich zumindest für die Industrie und ausgewählte
Dienstleistungsbereiche zeigen (vgl. Tabelle 1). Die relative Verteuerung der
Beschäftigungskosten von Frauen dürfte kaum auf einem relativ stärkeren Pro-
duktivitätsanstieg beruhen: So ist der Anteil weiblicher Auszubildender an den
Erwerbspersonen nur unwesentlich stärker gestiegen als der entsprechende An-
teil der männlichen Auszubildenden.8 Gleichzeitig mit der Lohnnivellierung ist
das weibliche Arbeitsangebot spürbar gestiegen.

Tabelle 1:
Entwicklung der Effektivverdienste von Männern und Frauen 1970 bis 1977*

Männer Frauen Frauen/
Männer

Gesamtindustrie
Verarb. Industrie
Grundstoffindustrie
Investitionsgüterind.
Verbrauchsgüterind.
Nahrungsmittelind.

Handel, Kreditwirtschaft,
Versicherungsgewerbe
Großhandel
Einzelhandel
Kreditwirtschaft
Versicherungsgewerbe

*Wochenverdienste, durchschnittliche jährliche Veränderung in vH, um branchenmäßige Änderung
der Beschäftigung und Änderungen in der Beschäftigung und Änderungen in der Besetzung der einzel-
nen Qualifikationsgruppen bereinigt.
Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie M (Preise, Löhne, Wirtschaftsrechnungen), Reihe 15, Ar-
beitnehmerverdienste in Industrie und Handel, lfd. Jgg.; eigene Berechnungen.

7 Vgl. dazu R. Soltwedel, Zu den ökonomischen Bestimmungsfaktoren der Frauenarbeitslosigkeit, in:
Längerfristige Perspektiven für den Arbeitsmarkt in der Bundesrepublik Deutschland, Beihefte der
Konjunkturpolitik, Heft 25, S. 103 f.

8 Der Anteil der weiblichen Auszubildenden an den abhängig Erwerbstätigen der Altersgruppe
15-20 Jahre stieg von 45 vH (1969) auf 55 vH (1975) im Vergleich zu dem entsprechenden Anteil
der männlichen Auszubildenden von 69 vH auf 83 vH (Stat. Bundesamt, Stat. Jahrbuch 1977 für die
Bundesrepublik Deutschland, S. 332).
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7.7
7.9
7.5
7.9
8.3
8.9

8.3
8.3
8.4
7.8
8.8

9.2
9.2
9.5
9.5
8.8
9.4

9.1
8.9
9.1
8.8
9.6

1.5
1.3
2.0
1.6
0.5
0.5

0.8
0.6
0.7
1.0
0.8



13. Ein direkter empirischer Test der Rentabilitätshypothese ist wegen der
Einschränkungen durch das verfügbare statistische Datenmaterial wohl nur in
einer vergleichenden Branchenstrukturanalyse möglich. Die theoretische Basis
einer solchen Untersuchung läßt sich folgendermaßen skizzieren: Wenn sich die
Faktorpreise an veränderte Knappheitsrelationen anpassen, verläuft der Bran-
chenstrukturwandel in der Regel beschäftigungsneutral.9 Ein Grund für die Be-
schäftigungsprobleme seit Beginn der siebziger Jahre könnte darin zu sehen sein,
daß die Lohnpolitik - unter anderem aus sozialen Motiven - dieser Bedingung
immer weniger genügte und damit die Beschäftigungschancen insbesondere der
unqualifizierten Arbeitskräfte verringert hat. Erste Untersuchungsergebnisse
zeigen z.B., daß der Zusammenhang zwischen Lohnniveau und Produktivitäts-
niveau nach 1970 rapide schwächer geworden ist (vgl. Schaubild l).10

Relative Ausbildungsverteuerung — sinkende Ausbildungsbereitschaft der Unter-
nehmen

14. Der Rückgang des Angebotes an Ausbildungsplätzen im Verlauf der sieb-
ziger Jahre wurde vielfach auf Unwilligkeit der Unternehmen zurückgeführt, die
Ausbildungsreformpolitik mitzutragen. Von 1970 bis 1974 sanken aber auch die
Ausrüstungsinvestitionen (um rd. 1,5 vH im Jahresdurchschnitt). Bei Investitio-
nen in die Ausbildung von Arbeitskräften dürften aus der Sicht des Unterneh-
mens ähnliche Gründe eine Rolle spielen wie bei Investitionen in Sachkapital,
d.h. sie sind u.a. abhängig von Rentabilitätsüberlegungen. Insofern gelten die
Gründe für eine zurückhaltende Investitionstätigkeit in Sachkapital11 gleicher-
maßen für eine nachlassende Ausbildungsbereitschaft.

9 Die These, daß die Rigidität der relativen Preise letztendlich die Ursache von Arbeitslosigkeit ist,
auch wenn verschärfter Strukturwandel der Anlaß war, wird in extremer Form von Hayek vertre-
ten: »The true, though untestable, explanation of extensive unemployment ascribes it to a discre-
pancy between the distribution of labour (and other factors of production) between industries (and
localities) and the distribution of demand among their products. The discrepancy is caused by a di-
stortion of the System of relative prices and wages. And it can be corrected only by a change in these
relation . . . The cause of unemployment, in other words, is a deviation from the equilibrium prices
and wages which would establish themselves with afree market and astable money«. (my italics), A
Hayek, Inflation the Misdirection of Labour and Employment, in: ders. Füll Employment at Any
Price? IEA - Occasional Papers Nr. 45 (1975), S. 19 f.

10 Die Entwicklung des Zusammenhangs zwischen Produktivitätsniveau und Lohnniveau wurde für
22 Industriebranchen untersucht. Das Lohnniveau wurde gemessen an Bruttolohn- und -gehalts-
summe je abhängig Beschäftigten, das Produktivitätsniveau als wertmäßige Nettoproduktion je
Erwerbstätigen; wegen unterschiedlicher branchenspezifischer Terms-of-Trade-Entwicklungen ist
von den Wertproduktivitäten auszugehen.

11 Vgl. hierzu die Sachverständigenratsgutachten 1976/77, Kap. 3A; 1977/78, Kap. 3.
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Schaubild 1:
Der Zusammenhang von Löhnen und Produktivität 1960- 1977a

- Im Querschnitt von 22 Industriebranchen -

- 2 b

0,7

0,6

0,5

A

v

1960 61 62 63 64

krv

65 66 67 68 69

A

\ (b )

\ \

70 71 72 73

\

75 76 77

0,3

0,2

Löhne und Gehälter je Beschäftgten, Wertproduktivitäten je Beschäftigten

Um die Zahl der Freiheitsgrade korrigiertes BestimmtheitsmaD

Quelle: R.Krengel et a. I.; Produktionsfaktoren und Produktionsvolumen in der
Bundesrepublik Deutschland, lfd. Veröff .eigene Berechnungen

15. Zusätzlich wurde die Rentabilität von Ausbildungsinvestitionen offenbar
durch die relative Verteuerung der Ausbildung beeinträchtigt, die durch das
Anheben der Qualitätsnorm in der Ausbildung und die überdurchschnittlich
stark steigende Ausbildungsvergütung verursacht wurde. Die Ausbildungsko-
sten stiegen im Produzierenden Gewerbe von 1972 bis 1975 erheblich stärker als
die sonstigen Beschäftigungskosten; auch für ausgewählte Dienstleistungsberei-
che läßt sich die relativ starke Ausbildungsverteuerung zeigen (vgl. Tabelle 2).
Die qualitative Verbesserung des beruflichen Ausbildungsangebots und die dar-
aus resultierende höhere Zukunftssicherheit für die Jugendlichen, die eine Aus-
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Tabelle 2:
Entwicklung der Ausbildungskosten im Produzierenden Gewerbe und ausge-
wählten Dienstleistungsbereichen

/. Produzierendes Gewerbe

1969 1972 1975
in DM

72/69 75/72
in vH

1. Kosten je Lehrling
Arbeiter
Angestellte
Zusammen

2. Kosten je Arbeitnehmer
(ohne Lehrlinge)
Arbeiter

^Angestellte
Zusammen

4 008 5 106 8 308 27,4 62,7
3966 4815 7494 21,4 55,6
3 995 5 002 8 053 25,2 61,0

14635 20068 26836 31,1 33,7
22102 28999 39910 31,2 37,6
16350 22479 30737 37,4 36,7

//. Ausgewählte Dienstleistungsbereiche

1970 1974
in DM

70/74
in vH

1. Kosten je Lehrling
Bankgewerbe
Versicherungs-
gewerbe
Einzelhandel

2. Kosten je Arbeitnehmer
Bankgewerbe
Versicherungs-
gewerbe
Einzelhandel

4 897

4 947
2 869

23 930

21622
14630

8 087

8 087
4841

32212

32815
21791

65,1

63,5
68,7

34,6

51,8
48,9

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie M (Preise, Löhne, Wirtschaftsrechnungen), Reihe 15 (Ar-
beitnehmerverdienste in Industrie und Handel), Sonderbeitrag: Aufwendungen der Arbeitge-
ber für Personal- und Personalnebenkosten im Einzelhandel, Bank- und Versicherungsgewer-
be, Stuttgart und Mainz 1969,1972, 1975; Aufwendungen der Arbeitgeber im Groß- und Ein-
zelhandel sowie im Bank- und Versicherungsgewerbe, Stuttgart und Mainz 1970, 1974. Eigene
Berechnungen.

bildungsmöglichkeit erhielten, hatten ihren Preis zum Teil in der Arbeitslosig-
keit von Jugendlichen, die wegen der Verteuerung der Ausbildung keinen Aus-
bildungsvertrag bekommen haben. Dies sind in der Regel die minderqualifizier-
ten Jugendlichen. Durch die verteilungspolitische Frage, wer denn die Kosten
der staatlich verordneten besseren Ausbildung tragen soll, gerieten diese Ju-
gendlichen oft in .Gefahr, daß ihnen der Mißerfolg bei der Suche nach einem
Ausbildungsplatz persönlich zuzuschreiben sei und nicht den Folgen eines er-
höhten »Mindestlohns«.
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Erhöhte soziale Absicherung — verringerte Anpassungsgeschwindigkeit

16. Eine hohe Arbeitslosenunterstützung ermöglicht arbeitslosen Arbeitneh-
mern, sich einen ihren Fähigkeiten entsprechenden Arbeitsplatz zu suchen, um
so ihre komparativen Vorteile zu realisieren. Solche, aus der Sicht der Betroffe-
nen durchaus wünschenswerte Absicherung des Anspruchsniveaus kann indes
dann gesamtwirtschaftlich zu unerwünschten Anpassungsverzögerungen in
Form erhöhter Dauer der Arbeitslosigkeit führen, wenn die Chance, einen der

! Ausbildung und den Ansprüchen entsprechenden Arbeitsplatz zu finden, wegen
! einer Beschleunigung des Strukturwandels gering oder gleich Null ist. Weitge-
I hend unabhängig von den Schwankungen der wirtschaftlichen Aktivität kann
i eine steigende Arbeitslosenunterstützung die Arbeitslosigkeit erhöhen, weil der

Preis der Freizeit sinkt. Dieses Problem von >>moraj_hazard<< ist insbesondere,in
den,Vereinigten Staaten untersucht worden. Für die BundesrepublikJleutsch-
land wird gegenwärtig untersucht, ob sich im Verlauf der siebziger Jahre, das
Verhältnis von Arbeitslosenunterstützung zu Nettoentgelt der Beschäftigung si-
gnifikant erhöht hat. Dies könnte z.B. dann der Fall sein, wenn sich Arbeitslo-
sengeld - wie es bis vor zwei Jahren der Fall war - nach dem vorherigen Ar-
beitslohn einschließlich Überstundenzuschläge und außertariflicher Zahlungen
richtet, für die Beschäftigten aber die Zahl der Überstunden und die außertarifli-
chen Leistungen verringert werden; steuerrechtliche Gründe können ebenfalls
dazu geführt haben, daß Arbeitslosigkeit vorteilhaft ist im Vergleich zur Be-
schäftigung. Auch die Änderungen z.B. in der Beitragsbemessungsgrenze der
gesetzlichen Krankenversicherung und der Höhe der Abgabe für die Arbeitslo-
senversicherung mögen das Differential zwischen Arbeitseinkommen und ar-
beitslosem Einkommen verringert haben.

Verbesserter Kündigungsschutz, höhere Anpassungskosten — veränderte beschäf-
tigungspolitische Strategie der Unternehmen

17. Die seit Ende der sechziger Jahre zunehmende Beschäftigungssicherung,
sei es durch Tarifverträge, sei es durch das Kündigungsschutzgesetz, haben Aus-
wirkungen auf Struktur und Niveau der Arbeitslosigkeit. Während Unterneh-
men bei verschlechterter wirtschaftlicher Lage früher überwiegend ältere Ar-
beitskräfte entließen, sie später aber wieder einstellten, wie in der Rezession
1966/67, ist dieser Weg der Anpassung des Beschäftigungsstandes an ver-
schlechterte Nachfragebedingungen kaum mehr gangbar. Dies erklärt (neben
der Möglichkeit vorzeitigen Rentenbezugs), daß in der Rezession 1974/75 und
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in den Jahren bis 1978 die Jugendarbeitslosigkeit ein sehr viel größeres Problem
darstellte als altersbedingte Arbeitslosigkeit.

18. Die Einschränkung unternehmerischer Dispositionsfreiheit bei beschäfti-
gungspolitischen Anpassungen zieht eine größere Vorsicht bei der Einstellung
von Arbeitskräften nach sich: Nachfragesteigerungen werden nicht mehr so
schnell und so stark wie früher mit der Einstellung neuer Arbeitskräfte verbun-
den sein. Kapitalintensivierung dürfte sich wegen des größeren Kostenrisikos
der Beschäftigung beschleunigen, die Entwicklung interner Arbeitsmärkte we-
gen der ihnen innewohnenden Informationskostenvorteile verstärken. Dadurch
werden Beschäftigungschancen von weniger qualifizierten Arbeitskräften be-
einträchtigt, die durchaus bereit wären, von Zeit zu Zeit einen Job anzunehmen,
ohne an einer zusätzlichen Qualifizierung interessiert zu sein, bzw. deren Chan-
cen für eine Eingliederung in die Stammbelegschaft gering sind (z.B. ältere Ar-
beitslose, Frauen).

19. Die Ambivalenz sozialer Absicherung zeigt sich auch in den Beschäfti-
gungschancen von Schwerbehinderten, soweit durch die Vorschriften des
Schwerbehindertengesetzes (§ 11, Abs. 3) im Vergleich zu Nichtbehinderten
höhere Personalkosten entstehen und sie zudem einen besonderen Kündigungs-
schutz genießen.12 Das nachhaltige Ansteigen der Anzahl arbeitsloser Schwer-
behinderter trotz zweier (befristeter) Eingliederungsprogramme für Schwerbe-
hinderte in den Jahren 1977 und 1978 und allgemein leicht sinkender Arbeitslo-
sigkeit macht dies deutlich.13

20. Zum Bumerang könnte auch die Verstärkung eines ökonomischen Anrei-
zes zu längerem Mutterschaftsurlaub werden:14 Frauen wird die Entscheidung
für eine längere Unterbrechung der Erwerbstätigkeit leichter gemacht, vielleicht
steigt auch die Geburtenhäufigkeit. Wenn aber - eine Form statistischer Diskri-
minierung — das Schwangerschafts»risiko« für Unternehmen ein Grund ist,
junge Frauen nur ungern einzustellen, kann eine solche Maßnahme, so wün-
schenswert sie unter familien-sozialpolitischen Aspekten auch ist, die Unter-

12 Vgl. dazu auch H. Krieger, Die Strukturierung der Arbeitslosigkeit durch unternehmerische Ein-
stellungspraxis, in: WSI-Mitteilungen, Heft 2 (1979), S. 112.

13 Die Zahl arbeitsloser Schwerbehinderter stieg von 1975 bis 1978 um rd. 30 000 auf 53 7000, wäh-
rend die Arbeitslosenzahl insgesamt um 81000 zurückging. Die Ausweitung des Begriffs der
Schwerbehinderung durch das Schwerbehindertengesetz von 1974 dürfte den jüngsten Anstieg
kaum noch erklären können.

14 Vgl. dazu/?. Soltwedel, Zu den ökonomischen Bestimmungsfaktoren der Frauenarbeitslosigkeit, in:
Längerfristige Perspektiven für den Arbeitsmarkt in der Bundesrepublik Deutschland, Beihefte der
Konjunkturpolitik, Heft 25, S. 114.
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nehmen veranlassen, weniger weibliche Arbeitskräfte nachzufragen und/oder
weniger in ihre Ausbildung zu investieren.

21. Die Antwort auf die Frage, ob die erwähnten einkommenspolitischen und
beschäftigungssichemden Maßnahmen die Beschäftigungsprobleme verschärft
haben, stößt wegen der gleichzeitigen und häufig auch gleichgerichteten Verän-
derung anderer Faktoren auf ein Zurechnungsproblem. Häufig wird der Ein-
wand erhoben, Veränderungen in nicht erfaßten Variablen würden z.B. den Ein-
fluß der Nivellierung von Lohndifferentialen zur Bedeutungslosigkeit verrin-
gern. Dies gelte insbesondere für den beschleunigten Strukturwandel bei Ange-
bot und Nachfrage, Beschleunigung des technischen Fortschritts und trendmä-
ßige Zunahme des Arbeitsangebots. Sicherlich ist dies für eine Reihe von Fakto-
ren richtig. Es gilt allerdings zu beachten, daß sich hieraus ein erhöhter Bedarf an
Faktorflexibilität ergibt, um Friktionen zu verringern oder gar zu vermeiden.
Eine Verringerung der Flexibilität - sei es durch Preis- oder Mengenfixierung -
ist dann auf jeden Fall kontraindiziert.

22. Insgesamt gesehen widersprechen die aufgeführten Beispiele nicht der
Vermutung, daß^o^ialpohtische_Maßnahmen, die direkt in das Preissystem ein-
greifen, mit. Bumerangeffekten verbunden^sind. Dies wird offensichtlich bei
Vorschriften des Staates oder Vereinbarungen der Tarifpartner, die die Beschäf-
tigungskosten bei den Unternehmen erhöhen. Sozialpolitik sollte - folgt man
den bisherigen Arbeiten - im^Prinzip also nicht, über Eingriffe in den Preisme-
chanismus betrieben werden, sondern über-Umverteilungsmaßnahmen durch
den Staat. Bei der Ausgestaltung solcher Maßnahmen ist allerdings zu beachten,
daß Anreize zur Eigeninitiative erlahmen und zunehmende Belastungen der So-
lidargemeinschaft von Steuerzahlern und Leistungsempfängern auftreten kön-
nen.

23. Marktkonforme beschäftigungspolitische Maßnahmen, die relativ schnell
die Beschäftigungschancen bestimmter Personengruppen verbessern, wären
z.B. eine Ausweitung der Ladenschlußzeiten und mehr Flexibilität in der Besol-
dung von akademischen Berufsanfängern im öffentlichen Dienst.15 So haben
z.B. Junglehrer oder andere Jungakademiker trotz eines Mangels an praktischer
Ausbildung und trotz eines möglicherweise herrschenden partiellen Überange-
bots kaum eine Chance, sich im öffentlichen Dienst für eine »Ausbildungsstelle«
unterhalb der fixierten Gehaltseingangsstufe »zu verdingen« , selbst wenn sie
dies einer Arbeitslosigkeit vorzögen.

15 Vgl. zum folgenden Argument S. Nehring und R. Soltwedel, Probleme der Beschäftigungspolitik,
Heft 4 (1976), 22. Jg., S. 220.
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24. Längerfristig ist die ungleiche Verteilung des Beschäftigungsrisikos vor-
nehmlich durch bildungspolitische Maßnahmen zu bewirken.16 Es müßte sicher-
gestellt werden, daß mit dem Ansteigen des allgemeinen Bildungsniveaus der
Abstand zwischen den Minderqualifizierten und den übrigen Arbeitskräften
verringert wird. Dies bedeutet, daß die Bildungspolitik Systeme entwickeln muß,
die gerade die Minderqualifizierten stärker begünstigen als die anderen Grup-
pen. Die Herstellung von Chancengleichheit impliziert mithin, daß das bildungs-
politische Bemühen sich stärker als bisher auf jene Gruppen richten muß, die
hinsichtlich der Entwicklung von Lernbereitschaft und Leistungsmotivation die
schlechtesten Anfangsbedingungen haben.
Gerade aber auf diesem Gebiet scheinen die Chancen, die sich durch »Pil-
lenknick« und partielles Überangebot an Junglehrern ergeben haben, sträflich
nicht genutzt worden sein. Dies ist gerade unter dem Aspekt der sozialen Inte-
gration von Gastarbeiterkindern sehr bedenklich. Die geringe Experimentier-
freudigkeit, wie sich die Ausbildung gerade dieser Personengruppe verbessern
läßt, dürfte sich dann als katastrophal erweisen, wenn im Rahmen größerer Frei-
zügigkeit in einer erweiterten europäischen Gemeinschaft ausländische Arbeits-
kräfte in die Bundesrepublik strömen werden.

25. Zum Abschluß soll kurz auf die Fragje eingegangen werden, durch_welche
Mechanismen die Lohnpolitik von Arbeitgebern und Gewerkschaften stärker
ajrf eine Beschäftigungsorientierung ausgerichtet werden kann. Eine Beschäfti-
gungspolitik ist nur dann effizient, wenn die gesellschaftlichen Gruppen in der
Verfolgung der wirtschaftspolitischen Ziele auch die Rollen übernehmen, die
ihnen zweckmäßigerweise zufallen.17

So wäre zu diskutieren, objriicht die Tarifpartner Finanzierung und Verwaltung
der^r^eitslosenvje^rsicherung übernehmen sollten.18 Dies dürfte nicht nur die
Effizienz des Systems der Arbeitslosenversicherung, sondern auch der Einkom-
mens- und Arbeitsmarktpolitik insgesamt erhöhen.19

26. Bei der Beteiligung der Arbeitgeber an der Finanzierung der Arbeitslosen-
versicherung ist jedoch zu beachten, daß man es mit Verbänden zu tun hat, aus
denen Arbeitgeber austreten können. Die Übertragung der Arbeitslosenversi-

16 Vgl. dazu R. Soltwedel und D. Spinanger, a.a.O., S. 224.
17 Vgl. dazu G. Fels, H. Giersch, H. Müller-Groeling, K.D. Schmidt, Neue Rollenverteilung in der

Konjunkturpolitik, in: Die Weltwirtschaft, H. 1 (1971), S. 5 ff.
18 Vgl. zu diesem Vorschlag H. Giersch, Konjunktur- und Wachstumspolitik, Allgemeine Wirt-

schaftspolitik, Zweiter Band, Wiesbaden 1977, S. 263.
19 Diese Argumentation findet sich bei R. Vaubel, Vollbeschäftigung und Tarifautonomie -markt-

wirtschaftliche Lösung, Vortrag anläßlich einer Tagung der Aktionsgemeinschaft Soziale Markt-
wirtschaft am 15.11.78 in Bonn-Bad Godesberg.
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cherung an den Arbeitgeberverband wäre problematisch, weil zu befürchten
steht, daß sie sich destabilisierend auf die Machtverhältnisse im bilaterialen Ar-
beitsmarktmonopol auswirkt. Hätten z.B. die Arbeitgeberverbände übermäßi-
gen Lohnerhöhungen zugestimmt, müßten sie bei nun steigender Arbeitslosig-
keit Zuschüsse an die von ihnen geführte Arbeitslosenversicherung leisten. Das
verringert die Attraktivität, dem Arbeitgeberverband anzugehören, und einige
Unternehmen würden es in ihrem Interesse finden auszutreten. Die Verhand-
lungsmacht der Arbeitgeber im bilateralen Monopol würde aber dadurch ge-
schwächt, die Lohnsteigerungen dürften in der nächsten Verhandlungsrunde
noch höher ausfallen. Wären aber die Lohnerhöhungen so gering, daß die Ar-
beitslosenversicherung hohe Gewinne erwirtschaftet, würden immer mehr Un-
ternehmen dem Arbeitgeberverband beitreten und die Anpassung der Real-
löhne an das Gleichgewichtsniveau hinauszögern mit der Folge verstärkter
Überhitzungserscheinungen.
Wird die Arbeitslosenversicherung indes den Gewerkschaften übertragen, so
führen übermäßige Lohnerhöhungen dazu, daß die Gewerkschaften Zuschüsse
leisten müssen. Sie können ihren Mitgliedern entsprechend weniger Leistungen
bieten oder müssen die Mitgliedsbeiträge erhöhen — die Mitgliedschaft in der
Gewerkschaft verliert an Attraktivität. Arbeitnehmer treten aus, die Verhand-
lungsposition der Gewerkschaften in Tarifverhandlungen wird geschwächt und
die Lohnsteigerungen fallen das nächste Mal weniger überhöht aus. Ein entspre-
chender stabilisierender Effekt ergibt sich, wenn die Lohnsteigerung so gering
ist, daß die Arbeitslosenversicherung einen Gewinn erwirtschaftet: Mehr Ar-
beitnehmer treten der Gewerkschaft bei, ihre Verhandlungsmacht wird gestärkt
und die Lohnerhöhungen nehmen wieder zu, bis die Überbeschäftigung abge-
baut ist.

27. Mit einem solchen System würde einer inflexiblen Strategie der Verteidi-
gung von Realeinkommenspositionen der Beschäftigten zu Lasten der Arbeits-
losen eher begegnet werden können. Die Sachzwänge würden stärker berück-
sichtigt und die Solidarität zwischen allen Erwerbswilligen vergrößert. Denn so-
zialer Besitzstand kann längerfristig nicht vom Staat garantiert werden, sondern
ist vom Zustand der Märkte abhängig, der wiederum maßgeblich von den Tarif-
partnern beeinflußt wird.20

20 S. Nehring.R. Soltwedel, a.a.O. S. 220 f.
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